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Die  Expertenkommission  der
Bundesregierung  legt
weitreichende  Empfehlungen
zum  Aufwachsen  in  der
digitalen  Welt  vor.  Viele
davon  sind  notwendig  und
überzeugend.  Doch  bei  den
Vorschlägen  für  Kita  und
Grundschule  zeigt  sich,  wie
stark bereits der politische
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Auftrag  bestimmt,  welche
Fragen gestellt werden – und
welche nicht
Als Bundesfamilienministerin Karin Prien im September 2025 die
Unabhängige  Expertenkommission  „Kinder-  und  Jugendschutz  in
der digitalen Welt“ einsetzte, war der Auftrag weit gefasst:
Risiken, Herausforderungen und Chancen digitaler Technologien
sollten  analysiert  und  in  konkrete  Handlungsempfehlungen
übersetzt werden. Das interdisziplinäre Gremium arbeitete nach
eigenen  Angaben  unabhängig  und  evidenzbasiert,  bezog
unterschiedliche Fachrichtungen sowie die Perspektiven junger
Menschen ein und legte im Juni 2026 eine Kurzfassung mit 56
Empfehlungen vor. Sie richten sich keineswegs nur an Eltern
oder  Schulen,  sondern  ebenso  an  Gesetzgeber,  Kommunen,
Gesundheitssystem,  Jugendhilfe,  Forschung  und  digitale
Anbieter. Der angekündigte Abschlussbericht soll im September
folgen. Schon jetzt ist absehbar, dass die Empfehlungen die
familien-,  jugend-  und  bildungspolitische  Diskussion  der
kommenden Jahre prägen werden.

Der Bericht verdient diese Aufmerksamkeit. Er geht deutlich
über  die  üblichen  Appelle  hinaus,  Kinder  müssten  ihre
Bildschirmzeit  besser  kontrollieren,  Eltern  konsequenter
erziehen und Schulen mehr Medienkompetenz vermitteln. Statt
die  Verantwortung  vor  allem  bei  den  Einzelnen  abzuladen,
beschreibt  die  Kommission  das  digitale  Aufwachsen  als
gesamtgesellschaftliche  Gestaltungsaufgabe.  Ihre
Leitprinzipien  verlangen,  bewährte  Unterstützungsstrukturen
dauerhaft  zu  sichern,  Schulen  nicht  unbegrenzt  mit  neuen
Aufgaben zu belasten, strukturelle Risiken nicht an Kinder und
Eltern  weiterzureichen  und  die  Regulierung  Künstlicher
Intelligenz  am  Vorsorgeprinzip  auszurichten.  Schutz,
Befähigung  und  Teilhabe  sollen  dabei  nicht  gegeneinander
ausgespielt  werden:  Schutz  dürfe  nicht  zum  pauschalen



Ausschluss  führen,  Befähigung  nicht  zur  Verlagerung  der
Verantwortung auf Minderjährige und Teilhabe nicht dazu, junge
Menschen in digitalen Räumen sich selbst zu überlassen.

Diese Verbindung ist eine der großen Stärken des Berichts.
Kinder sind keine kleinen Erwachsenen, die lediglich genügend
Wissen  und  Disziplin  erwerben  müssten,  um  sich  gegen
hochprofessionell  entwickelte  Plattformmechanismen  zu
behaupten.  Wo  Risiken  in  Produktgestaltung,  Geschäftsmodell
oder algorithmischer Steuerung angelegt sind, müssen Anbieter
und Gesetzgeber handeln. Folgerichtig verlangt die Kommission
sichere Voreinstellungen für Minderjährige, den Verzicht auf
personalisierte  Werbung  und  algorithmische  Feeds  in
Kinderkonten,  Einschränkungen  suchtverstärkender  Funktionen
wie  Endlos-Scrollen  und  Auto-Play  sowie  wirksame,
datenschutzgerechte Verfahren zur Altersbestimmung. Auch bei
KI-Anwendungen  sollen  Schutzlücken  geschlossen  werden.  Für
sogenannte  AI  Companions,  die  durch  personalisierte
Kommunikation  emotionale  Nähe  erzeugen  können,  schlägt  das
Gremium  eine  gesetzliche  Altersgrenze  von  13  Jahren  und
besondere Schutzpflichten vor.

Wo der Bericht besonders überzeugt
Besonders  überzeugend  ist  der  Bericht  dort,  wo  er
Entwicklungsschutz  nicht  mit  Technikverboten  verwechselt,
sondern die Verantwortung der Erwachsenen präzisiert. So weist
die Kommission für die ersten Lebensjahre ausdrücklich auf
mögliche Risiken früher Bildschirmnutzung und auf die Folgen
einer  ablenkenden  Mediennutzung  der  Eltern  hin.  Werden
digitale Medien schon früh zur Beruhigung oder Unterhaltung
eingesetzt,  nennt  sie  Reizüberflutung,  frühe  Gewöhnung  an
mediale Belohnungen und verringerte Zuwendung als Gefahren.
Familien  sollen  deshalb  bereits  vor  und  nach  der  Geburt
verlässlich  beraten  werden;  ausdrücklich  verweist  die
Kurzfassung  dabei  auch  auf  bestehende  Ansätze  wie
„Bildschirmfrei  bis  3“.  Ebenso  sollen  Mediennutzung  und



Medienerziehung  verbindlich  in  kinderärztlichen
Vorsorgeuntersuchungen  angesprochen  werden.  Die  Kommission
nennt  in  diesem  Zusammenhang  mögliche  Auswirkungen  langer
Bildschirmzeiten  und  von  Bewegungsmangel  auf  Schlaf,
Konzentration, Sehkraft und Gewicht und fordert zugleich eine
Stärkung analoger Freizeitgestaltung.

Auch für Schulen empfiehlt sie keineswegs eine schrankenlose
Digitalisierung. Im Gegenteil: Die private Nutzung digitaler
Endgeräte  soll  an  Grundschulen  und  bis  einschließlich  der
siebten  Klasse  im  Unterricht,  in  außerunterrichtlichen
Angeboten und in den Pausen bundesweit einheitlich untersagt
werden.  Die  Begründung  ist  pädagogisch  und
entwicklungsbezogen:  Private  Gerätenutzung  lenke  ab,
beeinträchtige die konzentrierte Lernatmosphäre und nehme den
Pausen  Raum  für  unmittelbare  soziale  Begegnung.  Erst  für
ältere Schülerinnen und Schüler sollen Schulen unter ihrer
Beteiligung verbindliche Nutzungskonzepte entwickeln.

Der Bericht ist also keineswegs Ausdruck einer ungebrochenen
Digitalisierungsbegeisterung.  Er  erkennt  gesundheitliche
Risiken,  fordert  analoge  Erfahrungsräume  und  macht  die
Qualität unmittelbarer Beziehungen zum Gegenstand politischer
Empfehlungen.  Sein  abschließender  Leitsatz  bringt  diesen
Anspruch klar zum Ausdruck: „Die digitale Welt muss sich an
den  Rechten,  Bedürfnissen  und  Entwicklungsmöglichkeiten  von
Kindern und Jugendlichen ausrichten – nicht umgekehrt.“

Gerade weil dieser Satz überzeugt, muss er jedoch auch als
Maßstab für jene Empfehlungen gelten, die unmittelbar in Kita
und Grundschule hineinwirken können.

Vom  Schutzauftrag  zum
Bildungsprogramm
Die Kommission ordnet ihre Empfehlungen sechs Lebensphasen zu.
Für Kinder bis zum zweiten Geburtstag stehen Bindung und Nähe



im Vordergrund; befähigt werden sollen in dieser Phase vor
allem  die  Eltern.  Für  Drei-  bis  Fünfjährige  folgt  jedoch
bereits  die  „begleitete  erste  Medienaneignung“:  Erwachsene
sollen anwesend sein, erklären und eine frühe Eigennutzung
verhindern. Sechs- bis Neunjährige sollen „sicher entdecken“
und Grundlagen erwerben. Dazu gehören nach dem Modell der
Kommission eine stärkere digitale Bildung in der Grundschule
sowie ein „KI-Seepferdchen“, das ein erstes Grundverständnis
für Künstliche Intelligenz vermitteln soll.

Mit  diesen  Vorschlägen  verändert  sich  der  Gegenstand  des
Berichts. Bei Jugendschutz by Design, Alterskontrollen oder
der  Regulierung  manipulativer  Plattformmechanismen  geht  es
darum, eine von Erwachsenen geschaffene Umwelt sicherer zu
machen.  Die  Empfehlungen  zur  frühen  Bildung  definieren
dagegen,  womit  sich  Kinder  und  pädagogische  Einrichtungen
beschäftigen sollen. Aus dem Schutz vor einer problematisch
gestalteten  digitalen  Umwelt  wird  ein  Bildungsauftrag  zur
Aneignung dieser Umwelt. Genau an dieser Stelle beginnt die
eigentliche Debatte.

Die  Kommission  selbst  erklärt,  ihr  Modell  beantworte  zwei
Fragen: Was brauchen Kinder in den verschiedenen Phasen ihres
Aufwachsens, und wer trägt dafür Verantwortung? Das ist ein
hoher Anspruch. Zugleich zeigt bereits die Formulierung ihres
politischen  Mandats,  dass  die  digitale  Welt  als  gegebenes
Umfeld  vorausgesetzt  wird.  Untersucht  werden  sollte,  wie
Kinder darin geschützt, befähigt und beteiligt werden können.
Damit rückt das Wie der digitalen Teilhabe zwangsläufig in den
Mittelpunkt. Die vorgelagerten Fragen erhalten weniger Raum:
Brauchen Kinder im Vorschulalter überhaupt eine gezielte erste
Medienaneignung?  Ab  welchem  Entwicklungsstand  entsteht  ein
nachweisbarer Nutzen? Welche Erfahrungen haben in diesem Alter
Vorrang?  Und  wäre  es  für  viele  Kinder  nicht
entwicklungsförderlicher,  wenn  digitale  Geräte  noch  längere
Zeit nur eine beiläufige Rolle spielten?

Das Mandat legt die Antworten einer Kommission nicht fest. Es



begrenzt  jedoch  ihren  Suchraum.  Wer  fragt,  wie  sichere
Teilhabe in einer digitalen Lebenswelt gelingen kann, erhält
Empfehlungen zu Begleitung, Kompetenzaufbau und Regulierung.
Wer dagegen zunächst fragt, welche körperlichen, sprachlichen,
emotionalen, sozialen und kognitiven Bedingungen Kinder für
eine  bestmögliche  Entwicklung  benötigen,  kann  auch  zu  dem
Ergebnis  gelangen,  digitale  Aneignung  in  bestimmten
Lebensphasen  aufzuschieben.  Beide  Fragen  sind  legitim.  Sie
sind aber nicht identisch.

Die  erste  Frage  entscheidet  über
die Prioritäten
Darin  liegt  kein  Einwand  gegen  die  Qualifikation  der
Kommissionsmitglieder.  Das  Gremium  vereint
Entwicklungspsychologie,  Bildungsforschung,  Kinder-  und
Jugendmedizin,  Psychiatrie,  Pädagogik,  Medienrecht,  Ethik,
Kriminologie  und  Jugendmedienschutz.  Gerade  eine  solche
interdisziplinäre  Zusammensetzung  ist  notwendig,  wenn
Plattformregulierung,  Gesundheit,  Kinderrechte  und  Bildung
zusammengedacht  werden  sollen.  Ein  gemeinsamer
Empfehlungskatalog  ist  jedoch  zwangsläufig  eine  Synthese
unterschiedlicher  Fachlogiken.  Juristische  Schutzfragen,
medienpädagogische Befähigung, gesellschaftliche Teilhabe und
entwicklungswissenschaftliche  Prioritäten  müssen  miteinander
vermittelt  werden.  Der  Bericht  ist  deshalb  kein
entwicklungspsychologisches Gutachten, sondern ein politisch
relevantes  Gesamtmodell  für  den  digitalen  Kinder-  und
Jugendschutz.

Gerade  daraus  erwächst  die  Verantwortung  der  Politik.
Bundesfamilienministerin  Karin  Prien  hat  nicht  nur  die
Kommission  eingesetzt;  die  Empfehlungen  können  auch  zur
Grundlage  neuer  Programme,  Vorgaben  und  Erwartungen  an
pädagogische Einrichtungen werden. Für Kitas und Grundschulen
ist das besonders bedeutsam. Beide Systeme sind bereits mit



einer  wachsenden  Zahl  von  Bildungsaufträgen  konfrontiert,
während Zeit, Personal und Aufmerksamkeit begrenzt bleiben.
Jede  neue  Vorgabe  beansprucht  Ressourcen,  die  an  anderer
Stelle fehlen können. Bevor aus „begleiteter Medienaneignung“,
digitaler  Grundbildung  oder  einem  verpflichtenden  KI-
Zertifikat pädagogische Praxis wird, muss deshalb mehr geklärt
sein  als  die  gesellschaftliche  Bedeutung  digitaler
Technologien.

Die entscheidende Frage lautet nicht, ob Kinder irgendwann
kompetent  mit  digitalen  Medien  und  Künstlicher  Intelligenz
umgehen  müssen.  Das  müssen  sie  zweifellos.  Zu  prüfen  ist
vielmehr, wann diese Auseinandersetzung entwicklungsangemessen
ist, welche Fähigkeiten sie voraussetzt und welche anderen
Erfahrungen  dafür  möglicherweise  zurücktreten.  Nicht  alles,
was für Erwachsene und Jugendliche wichtig ist, wird dadurch
automatisch zu einer frühen Entwicklungsaufgabe.

Damit  führt  der  Bericht  selbst  zu  einer  Frage,  die  sein
politischer  Auftrag  nur  teilweise  erfasst:  Was  brauchen
Kinder, bevor wir entscheiden, was sie lernen sollen?

Der Blick nach Europa verändert die
Debatte
An  dieser  Stelle  lohnt  sich  der  Blick  über  die  deutschen
Grenzen hinaus. Nicht deshalb, weil andere Länder zwangsläufig
die  besseren  Antworten  gefunden  hätten.  Wissenschaft  lebt
nicht  von  nationalen  Wahrheiten,  sondern  vom  Vergleich
unterschiedlicher  Perspektiven.  Gerade  deshalb  sind  die
Entwicklungen  in  Frankreich,  Schweden  und  Dänemark  so
aufschlussreich. Auch dort beschäftigen sich Expertinnen und
Experten mit denselben Herausforderungen wie in Deutschland.
Auch dort wachsen Kinder in einer zunehmend digitalisierten
Lebenswelt auf. Auch dort geht es um Plattformen, soziale
Netzwerke,  Künstliche  Intelligenz  und  den  Schutz
Minderjähriger.  Dennoch  fällt  auf,  dass  sich  die



Fragestellungen in den vergangenen Jahren langsam verschoben
haben. Immer häufiger beginnt die wissenschaftliche Diskussion
nicht  mehr  bei  der  Digitalisierung,  sondern  bei  den
Entwicklungsbedingungen  des  Kindes.

Frankreich  liefert  dafür  ein  besonders  eindrucksvolles
Beispiel.  Die  von  Präsident  Emmanuel  Macron  eingesetzte
Expertenkommission  untersuchte  die  Auswirkungen  digitaler
Medien  auf  Kinder  und  Jugendliche  aus  medizinischer,
neurowissenschaftlicher,  entwicklungspsychologischer  und
pädagogischer  Sicht.  Bemerkenswert  war  dabei  weniger  die
Kritik an digitalen Medien als vielmehr der Ausgangspunkt der
Überlegungen.  Die  Expertinnen  und  Experten  fragten  nicht
zuerst,  wie  Kinder  möglichst  kompetent  mit  Bildschirmen
umgehen  können.  Sie  fragten  vielmehr,  welche  Erfahrungen
Kinder in den verschiedenen Entwicklungsphasen benötigen und
welche  Folgen  es  hat,  wenn  digitale  Medien  einen  immer
größeren Teil dieser Zeit beanspruchen.

Der Begriff der Entwicklungszeit zieht sich wie ein roter
Faden durch den französischen Bericht. Dahinter steht eine
ebenso  einfache  wie  weitreichende  Erkenntnis:  Kindheit  ist
keine beliebig verlängerbare Lebensphase. Erfahrungen, die in
diesen  Jahren  unterbleiben,  lassen  sich  später  häufig  nur
begrenzt  nachholen.  Sprache  entwickelt  sich  in  den  ersten
Lebensjahren mit einer Dynamik, die sich später nicht beliebig
reproduzieren lässt. Das freie Spiel schafft Voraussetzungen
für Kreativität, Problemlösefähigkeit und soziale Kompetenz.
Bewegung  unterstützt  nicht  nur  die  motorische  Entwicklung,
sondern wirkt sich auf Aufmerksamkeit, Selbstregulation und
Lernen aus. Vorlesen fördert weit mehr als den Wortschatz; es
legt Grundlagen für Lesefreude, Konzentration und Weltwissen.
All diese Entwicklungsprozesse folgen ihrem eigenen Rhythmus.
Sie richten sich nicht nach technischen Innovationen.

Damit verändert sich auch die Bewertung digitaler Medien. Die
französische  Kommission  fragt  nicht  in  erster  Linie,  was
Kinder  am  Bildschirm  lernen  können.  Sie  fragt  ebenso



konsequent,  welche  Erfahrungen  sie  währenddessen
möglicherweise nicht machen. Ein Kind kann nicht gleichzeitig
einer vorgelesenen Geschichte folgen und kurze Videos ansehen.
Es  kann  nicht  gleichzeitig  mit  Freunden  Regeln  für  ein
Rollenspiel entwickeln und durch soziale Netzwerke scrollen.
Es kann nicht gleichzeitig im Wald einen Bach aufstauen oder
Insekten beobachten und vor einem Bildschirm sitzen. Solche
Vergleiche  sind  keine  moralischen  Urteile  über  digitale
Medien. Sie machen lediglich sichtbar, dass jede Form der
Mediennutzung immer auch eine Entscheidung über die Nutzung
begrenzter Entwicklungszeit darstellt.

Eine  ähnliche  Verschiebung  lässt  sich  inzwischen  auch  in
Schweden  beobachten.  Dort  beschäftigen  sich
Gesundheitsbehörden  und  wissenschaftliche  Einrichtungen  wie
das  Karolinska  Institut  intensiv  mit  den  Auswirkungen
digitaler Medien auf Schlaf, Bewegung, psychische Gesundheit,
Konzentration und Lernen. Auffällig ist dabei weniger eine
einzelne  Empfehlung  als  die  Reihenfolge  der  Argumentation.
Schlaf  wird  nicht  deshalb  als  wichtig  beschrieben,  weil
Bildschirme ihn beeinträchtigen können. Schlaf ist wichtig,
weil das kindliche Gehirn ohne ausreichende Erholung nicht
gesund reifen kann. Bewegung gilt nicht als Gegenprogramm zur
Digitalisierung,  sondern  als  grundlegende  Voraussetzung
körperlicher  und  geistiger  Entwicklung.  Lesekompetenz  wird
nicht deshalb hervorgehoben, weil Künstliche Intelligenz neue
Anforderungen  stellt.  Sie  ist  unverzichtbar,  weil  sie  die
Grundlage  dafür  bildet,  Informationen  überhaupt  verstehen,
bewerten und kritisch einordnen zu können.

Gerade  diese  Überlegung  verdient  auch  in  Deutschland  mehr
Aufmerksamkeit. Je leistungsfähiger digitale Systeme werden,
desto bedeutsamer werden jene Fähigkeiten, die keine Maschine
an  ihrer  Stelle  entwickeln  kann.  Sprachverständnis,
Weltwissen,  Konzentration,  Empathie,  Kreativität  und
Urteilskraft entstehen nicht durch den Umgang mit digitalen
Werkzeugen.  Sie  bilden  vielmehr  die  Voraussetzung  dafür,



digitale  Werkzeuge  später  verantwortungsvoll  und  kritisch
nutzen  zu  können.  Die  Digitalisierung  verändert  diese
Grundlagen  nicht.  Sie  macht  sie  wichtiger.

Auch Dänemark hat diesen Perspektivwechsel aufgegriffen. Dort
entschied  sich  die  Regierung  bewusst  gegen  eine
Digitalisierungskommission  und  für  eine
Wohlbefindenskommission.  Bereits  diese  Entscheidung  macht
deutlich, wo der Ausgangspunkt der Überlegungen liegt. Nicht
die Technik bildet den Maßstab pädagogischer Entscheidungen,
sondern  das  Wohlbefinden  und  die  gesunde  Entwicklung  von
Kindern. Digitale Medien werden selbstverständlich mitgedacht.
Sie erscheinen jedoch nicht als eigenständiges Bildungsziel,
sondern  werden  daran  gemessen,  welchen  Beitrag  sie  zum
Aufwachsen junger Menschen leisten.

Der  internationale  Vergleich  liefert  damit  keine  einfachen
Gegenentwürfe zum deutschen Bericht. Er zeigt vielmehr, dass
dieselben wissenschaftlichen Erkenntnisse zu unterschiedlichen
politischen Prioritäten führen können. Während die deutsche
Expertenkommission fragt, wie Kinder in einer digitalen Welt
geschützt,  begleitet  und  befähigt  werden  können,  beginnen
andere  Expertengremien  zunehmend  mit  einer  vorgelagerten
Frage: Welche Bedingungen braucht Kindheit, damit Entwicklung
gelingt?  Erst  wenn  diese  Frage  beantwortet  ist,  wird
diskutiert,  welchen  Platz  digitale  Medien  innerhalb  dieser
Entwicklung einnehmen sollten.

Vielleicht  liegt  genau  hier  der  entscheidende  Punkt.  Die
Unterschiede zwischen den Berichten sind geringer, als es auf
den ersten Blick scheint. Alle wollen Kinder schützen. Alle
wollen Familien unterstützen. Alle wollen junge Menschen auf
ihre Zukunft vorbereiten. Der Unterschied liegt nicht im Ziel.
Er liegt im Ausgangspunkt. Und manchmal entscheidet bereits
die erste Frage darüber, welche Antworten am Ende entstehen.



Nicht  alles,  was  Kinder  später
brauchen, müssen sie möglichst früh
lernen
An dieser Stelle berührt die Debatte eine Grundsatzfrage, die
weit über digitale Medien hinausreicht. Seit einigen Jahren
ist zu beobachten, dass gesellschaftliche Veränderungen immer
schneller ihren Weg in Bildungspläne finden. Digitalisierung,
Künstliche  Intelligenz,  Nachhaltigkeit,  Demokratiebildung,
Finanzbildung  oder  Gesundheitskompetenz  –  nahezu  jedes
Zukunftsthema  führt  früher  oder  später  zu  der  Forderung,
Kinder müssten möglichst früh darauf vorbereitet werden. Der
Wunsch  dahinter  ist  verständlich.  Erwachsene  möchten
verhindern,  dass  die  nächste  Generation  von  Entwicklungen
überrascht wird, die das Leben tiefgreifend verändern werden.

Entwicklungswissenschaftlich  genügt  diese  Begründung  jedoch
nicht. Entscheidend ist nicht allein, ob eine Fähigkeit später
wichtig sein wird. Ebenso entscheidend ist die Frage, wann sie
sinnvoll erworben werden kann und welche Voraussetzungen sie
benötigt. Entwicklung verläuft nicht beliebig. Sie folgt einer
inneren Ordnung. Bestimmte Fähigkeiten bilden die Grundlage
für andere. Sprache geht dem Lesen voraus. Lesen erweitert
Wissen. Wissen ermöglicht kritisches Denken. Selbstregulation
entsteht  aus  Erfahrungen,  Beziehungen  und  der  allmählichen
Fähigkeit, eigene Impulse zu steuern. Kreativität wächst dort,
wo  Kinder  Freiräume  haben,  eigene  Lösungen  zu  entwickeln.
Diese Reihenfolge ist keine pädagogische Mode. Sie ergibt sich
aus der Entwicklung des Menschen selbst.

Gerade deshalb sollte jede neue Bildungsanforderung zunächst
eine einfache Frage beantworten müssen: Welchen zusätzlichen
Entwicklungsgewinn bietet sie – und warum gerade in diesem
Alter? Diese Frage richtet sich nicht speziell an digitale
Medien.  Sie  müsste  ebenso  gestellt  werden,  wenn  es  um
Finanzbildung  im  Kindergarten,  Programmieren  in  der  ersten



Klasse oder andere neue Bildungsziele ginge. Jede zusätzliche
Aufgabe  beansprucht  Zeit,  Aufmerksamkeit  und  pädagogische
Ressourcen. Deshalb genügt es nicht, ihre gesellschaftliche
Bedeutung zu betonen. Sie muss sich auch daran messen lassen,
ob sie in der jeweiligen Entwicklungsphase wichtiger ist als
andere  Erfahrungen,  die  Kinder  in  derselben  Zeit  machen
könnten.

Hier liegt aus unserer Sicht der eigentliche Kern der Debatte.
Die  Empfehlung  einer  begleiteten  ersten  Medienaneignung
beantwortet die Frage, wie Kinder digitale Medien kennenlernen
können. Sie beantwortet jedoch nur am Rande die vorgelagerte
Frage, warum diese Medienaneignung bereits im Alter zwischen
drei und fünf Jahren zu den zentralen Entwicklungsaufgaben
gehören sollte. Genau diese Begründung wäre jedoch notwendig,
wenn  aus  einer  Empfehlung  bildungspolitische  Praxis  werden
soll.

Entwicklung  folgt  keiner
technischen Logik
Vielleicht liegt hier eines der größten Missverständnisse der
gegenwärtigen  Diskussion.  Gesellschaftliche  Veränderungen
erzeugen fast zwangsläufig den Eindruck, dass sich auch die
Entwicklung von Kindern beschleunigen müsse. Wenn Künstliche
Intelligenz  immer  leistungsfähiger  wird,  erscheint  es
naheliegend,  Kinder  möglichst  früh  an  diese  Technologien
heranzuführen.  Wenn  digitale  Medien  den  Alltag  bestimmen,
entsteht  schnell  die  Erwartung,  auch  Kindergärten  und
Grundschulen müssten ihre Bildungsziele entsprechend anpassen.

Die Entwicklungswissenschaften beschreiben jedoch eine andere
Wirklichkeit. Die biologischen und psychologischen Grundlagen
menschlicher  Entwicklung  haben  sich  in  den  vergangenen
Jahrzehnten kaum verändert. Kinder lernen heute nicht anders
sprechen als vor fünfzig oder hundert Jahren. Sie erwerben
Sprache durch Gespräche, gemeinsames Handeln und Beziehungen.



Fantasie  entsteht  im  freien  Spiel.  Konzentrationsfähigkeit
entwickelt sich, wenn Kinder sich längere Zeit mit einer Sache
beschäftigen  können.  Empathie  wächst  im  Miteinander  mit
anderen Menschen. Lesen erschließt Weltwissen, erweitert den
Wortschatz und trainiert die Fähigkeit, komplexe Zusammenhänge
zu  verstehen.  All  diese  Prozesse  folgen  einem
Entwicklungsrhythmus,  der  sich  nicht  nach  technischen
Innovationen  richtet.

Gerade  deshalb  führt  die  Digitalisierung  zu  einer
bemerkenswerten  Situation.  Je  schneller  sich  Technologien
verändern,  desto  wichtiger  werden  jene  Fähigkeiten,  die
unabhängig von jeder Technologie bestehen bleiben. Wer lesen,
zuhören,  beobachten,  vergleichen  und  Zusammenhänge  erkennen
kann,  wird  sich  später  auch  neue  digitale  Werkzeuge
erschließen. Umgekehrt gilt das nicht. Der sichere Umgang mit
einer  Software  ersetzt  weder  Sprachverständnis  noch
Urteilskraft. Keine Künstliche Intelligenz kann einem Kind die
Fähigkeit  abnehmen,  kritisch  zu  denken,  Verantwortung  zu
übernehmen  oder  zwischen  glaubwürdigen  und  fragwürdigen
Informationen zu unterscheiden.

Vielleicht besteht genau darin die eigentliche Vorbereitung
auf  eine  digitale  Zukunft.  Nicht  möglichst  früh  digitale
Werkzeuge kennenzulernen, sondern zunächst jene Fähigkeiten zu
entwickeln,  die  den  verantwortungsvollen  Umgang  mit  jeder
zukünftigen Technologie überhaupt erst ermöglichen.

Die Grundschule als Schlüsselphase
Für  die  Grundschule  erhält  diese  Überlegung  besondere
Bedeutung. In diesen vier Jahren werden Grundlagen gelegt, die
das weitere Lernen entscheidend prägen. Kinder lernen lesen,
schreiben  und  rechnen.  Sie  erweitern  ihren  Wortschatz,
entwickeln  mathematisches  Denken  und  erschließen  sich  ihre
Umwelt zunehmend selbstständig. Gleichzeitig lernen sie, sich
über längere Zeit zu konzentrieren, Aufgaben zu Ende zu führen



und  Wissen  miteinander  zu  verknüpfen.
Entwicklungspsychologisch  betrachtet  gehören  die  ersten
Schuljahre  deshalb  zu  den  wichtigsten  Bildungsphasen
überhaupt.

Vor  diesem  Hintergrund  verdienen  die  Empfehlungen  der
Expertenkommission besondere Aufmerksamkeit. Sie schlägt vor,
digitale  Kompetenzen  systematisch  aufzubauen  und  Kinder
schrittweise  auch  an  Anwendungen  Künstlicher  Intelligenz
heranzuführen.  Betrachtet  man  ausschließlich  die  technische
Entwicklung, erscheint dieser Vorschlag plausibel. Betrachtet
man dagegen die Entwicklung des Kindes, verschiebt sich der
Blick erneut.

Lesekompetenz ist dafür ein gutes Beispiel. Wer lesen lernt,
entschlüsselt  nicht  nur  Buchstaben.  Kinder  lernen,
Gedankengängen  zu  folgen,  Zusammenhänge  zu  erkennen,
Informationen  zu  vergleichen  und  sich  Wissen  eigenständig
anzueignen. Diese Fähigkeiten entscheiden später darüber, ob
sie  auch  Antworten  einer  Künstlichen  Intelligenz  kritisch
hinterfragen können. Ein Sprachmodell liefert Informationen.
Ob diese zutreffend, unvollständig oder irreführend sind, kann
nur  beurteilen,  wer  selbst  über  ausreichendes
Sprachverständnis,  Weltwissen  und  Urteilskraft  verfügt.

Gerade  deshalb  erscheint  die  Reihenfolge  entscheidend.
Digitale Kompetenzen bauen auf Sprachkompetenz, Lesefähigkeit,
Konzentration und kritischem Denken auf. Sie ersetzen diese
Grundlagen nicht. Vielleicht besteht die wichtigste Aufgabe
der  Grundschule  deshalb  weiterhin  darin,  genau  diese
Basiskompetenzen  mit  größtmöglicher  Sorgfalt  zu  entwickeln.
Sie bilden nicht den Gegenpol zur Digitalisierung. Sie sind
ihre Voraussetzung.

Vielleicht liegt genau hier die eigentliche bildungspolitische
Herausforderung  der  kommenden  Jahre.  Nicht  jede
gesellschaftliche  Entwicklung  muss  sofort  zu  einer  neuen
Entwicklungsaufgabe  für  Kinder  werden.  Entscheidend  ist



vielmehr, jene Fähigkeiten zu stärken, die Kinder befähigen,
sich  später  immer  wieder  neue  Technologien  anzueignen  –
unabhängig davon, wie diese aussehen werden.

Damit führt der Bericht der Expertenkommission letztlich zu
einer grundsätzlichen Frage, die weit über digitale Medien
hinausweist:

Beginnt  gute  Bildung  bei  den  Anforderungen  einer  sich
wandelnden  Gesellschaft  –  oder  beginnt  sie  bei  den
Entwicklungsbedürfnissen  des  Kindes?

Diese  Frage  wird  nicht  nur  über  den  Umgang  mit  digitalen
Medien  entscheiden.  Sie  könnte  zu  einer  der  wichtigsten
bildungspolitischen Fragen der kommenden Jahre werden.

Eine Frage an die Politik – nicht
an die Wissenschaft
Je weiter man den Bericht der Expertenkommission liest, desto
deutlicher wird, dass sich die eigentliche Diskussion nicht an
seinen Autorinnen und Autoren entzünden sollte. Die Mitglieder
der Kommission haben den politischen Auftrag, den sie erhalten
haben,  mit  großer  Sorgfalt  bearbeitet.  Sie  haben
wissenschaftliche  Erkenntnisse  zusammengetragen,  Risiken
benannt,  Schutzlücken  aufgezeigt  und  Handlungsempfehlungen
formuliert. Viele dieser Empfehlungen – etwa zum Kinder- und
Jugendschutz, zur Regulierung digitaler Plattformen oder zur
Unterstützung von Familien – schließen Lücken, die seit Jahren
bekannt sind. Es wäre deshalb weder fair noch wissenschaftlich
angemessen, den Bericht auf einzelne Empfehlungen für Kita
oder Grundschule zu reduzieren.

Die weiterführende Frage richtet sich vielmehr an die Politik.

Denn  sie  entscheidet  über  den  Auftrag,  den  eine
Expertenkommission  erhält.  Sie  legt  fest,  welche  Probleme
untersucht  und  welche  Ziele  verfolgt  werden  sollen.  Damit



bestimmt  sie  zwar  nicht  die  wissenschaftlichen  Ergebnisse,
wohl  aber  den  Rahmen,  innerhalb  dessen  diese  Ergebnisse
entstehen.

Genau  deshalb  lohnt  es  sich,  noch  einmal  an  den  Anfang
zurückzukehren.

Welche Frage sollte eine Expertenkommission beantworten, wenn
es um Kinder und digitale Medien geht?
Soll  sie  untersuchen,  wie  Kinder  möglichst  gut  auf  eine
digitale Gesellschaft vorbereitet werden können?
Oder  sollte  sie  zunächst  klären,  welche
Entwicklungsbedingungen  Kinder  benötigen,  damit  sie  sich
körperlich,  sprachlich,  sozial,  emotional  und  geistig
möglichst gesund entwickeln – und erst anschließend fragen,
welchen  Platz  digitale  Medien  innerhalb  dieser  Entwicklung
sinnvollerweise einnehmen?

Beide Fragen sind legitim.

Aber  sie  führen  nicht  zwangsläufig  zu  denselben
bildungspolitischen  Prioritäten.

Gerade  deshalb  erscheint  es  sinnvoll,  diese  Ausgangsfrage
künftig selbst zum Gegenstand der öffentlichen Diskussion zu
machen. Denn die Empfehlungen der Expertenkommission werden
nicht  im  wissenschaftlichen  Raum  verbleiben.  Sie  können
Einfluss  auf  Bildungspläne,  auf  Empfehlungen  für
Kindertageseinrichtungen,  auf  Lehrerfortbildungen  und  auf
politische Programme nehmen. Umso wichtiger ist es, dass vor
einer  Umsetzung  geklärt  wird,  welche
entwicklungswissenschaftlichen Annahmen ihnen zugrunde liegen.

Eine  Debatte,  die  jetzt  erst
beginnt
Vielleicht besteht die größte Leistung des Berichts gerade
darin, eine Diskussion angestoßen zu haben, die weit über den



Kinder-  und  Jugendschutz  hinausreicht.  Die  Digitalisierung
wird das Leben der heutigen Kinder zweifellos prägen. Darüber
besteht  kaum  noch  Streit.  Offen  ist  jedoch,  welche
Konsequenzen daraus für frühe Bildung gezogen werden sollten.

Muss jede gesellschaftliche Entwicklung möglichst früh Eingang
in Kindergarten und Grundschule finden?

Oder besteht die Aufgabe früher Bildung gerade darin, jene
Grundlagen zu stärken, die Kinder befähigen, sich später immer
wieder auf neue gesellschaftliche Entwicklungen einzustellen?

Diese Frage gewinnt durch die rasante Entwicklung Künstlicher
Intelligenz zusätzlich an Bedeutung. Denn niemand kann heute
zuverlässig vorhersagen, welche digitalen Werkzeuge in zehn
oder  zwanzig  Jahren  den  Alltag  bestimmen  werden.  Sicher
erscheint dagegen etwas anderes: Kinder, die lesen, denken,
Zusammenhänge  erkennen,  mit  anderen  kooperieren  und
eigenständig  urteilen  können,  werden  sich  auch  künftige
Technologien erschließen. Diese Fähigkeiten altern nicht mit
der  nächsten  Softwaregeneration.  Sie  bleiben  die  Grundlage
jeder weiteren Bildung.

Vielleicht  besteht  deshalb  die  wichtigste  Vorbereitung  auf
eine digitale Zukunft nicht darin, Kinder möglichst früh an
digitale  Technologien  heranzuführen.  Vielleicht  besteht  sie
vielmehr darin, ihre menschlichen Fähigkeiten so sorgfältig zu
entwickeln,  dass  sie  jede  zukünftige  Technologie
verantwortungsvoll  nutzen  können.

Gerade deshalb sollte die bildungspolitische Diskussion nicht
mit der Frage beginnen, welche Technik Kinder möglichst früh
kennenlernen sollten.

Sie  sollte  mit  einer  anderen  Frage  beginnen:  Welche
Entwicklung braucht ein Kind – und welche Bildung hilft ihm
dabei?



Der  Bericht  verdient  eine
Fortsetzung – nicht das letzte Wort
Der Bericht der Expertenkommission wird die Diskussion über
Kinder, Jugendliche und digitale Medien in Deutschland mit
hoher Wahrscheinlichkeit nachhaltig prägen. Das ist gut. Er
bündelt wissenschaftliche Erkenntnisse aus unterschiedlichen
Disziplinen,  benennt  Risiken  klarer  als  viele  frühere
Stellungnahmen  und  formuliert  konkrete  politische
Handlungsempfehlungen. Gerade dort, wo es um den Schutz von
Kindern  vor  manipulativen  Plattformmechanismen,  um  mehr
Verantwortung  digitaler  Anbieter  oder  um  eine  bessere
Unterstützung von Familien geht, setzt er wichtige Impulse.

Doch  gerade  weil  dieser  Bericht  politisches  Gewicht  haben
wird,  sollte  er  nicht  das  Ende  der  Debatte  markieren.  Im
Gegenteil: Er sollte ihr Anfang sein.

Wissenschaft lebt nicht davon, dass Berichte veröffentlicht
werden und anschließend als abgeschlossen gelten. Wissenschaft
lebt vom Nachfragen, vom Vergleichen und vom Weiterdenken.
Gute Expertisen eröffnen neue Diskussionen. Sie schließen sie
nicht ab.

Genau  deshalb  erscheint  es  sinnvoll,  die  Empfehlungen  der
Kommission  noch  einmal  aus  einer  zweiten  Perspektive  zu
betrachten  –  aus  der  Sicht  der  Entwicklungswissenschaften.
Nicht um ihre Ergebnisse zu widerlegen. Sondern um zu prüfen,
ob der gewählte Ausgangspunkt tatsächlich alle entscheidenden
Fragen erfasst.

Denn der Bericht beantwortet vor allem die Frage, wie Kinder
in  einer  digitalen  Welt  geschützt,  begleitet  und  befähigt
werden können.

Er beantwortet deutlich weniger die vorgelagerte Frage, welche
Erfahrungen  Kinder  in  den  einzelnen  Entwicklungsphasen
überhaupt  benötigen  –  und  welche  Rolle  digitale  Medien



innerhalb  dieser  Entwicklung  sinnvollerweise  einnehmen
sollten.

Diese  Unterscheidung  ist  keineswegs  akademisch.  Sie
entscheidet  darüber,  welche  Prioritäten  Politik  setzt.  Sie
entscheidet  darüber,  welche  Erwartungen  an
Kindertageseinrichtungen  und  Grundschulen  herangetragen
werden.  Und  sie  entscheidet  letztlich  darüber,  wie  wir
Kindheit im digitalen Zeitalter verstehen.

Vielleicht brauchen wir eine andere
Leitfrage
Vielleicht  besteht  die  eigentliche  Herausforderung  der
kommenden Jahre deshalb nicht darin, immer neue Antworten auf
immer neue Technologien zu finden.

Vielleicht besteht sie darin, eine andere Ausgangsfrage zu
stellen.

Nicht:  Wie  bereiten  wir  Kinder  möglichst  früh  auf  eine
digitale  Welt  vor?  Sondern:  Welche  Fähigkeiten  brauchen
Kinder,  damit  sie  sich  später  selbstständig,  kritisch  und
verantwortungsvoll in einer digitalen Welt bewegen können?

Der Unterschied zwischen beiden Fragen wirkt auf den ersten
Blick gering. Tatsächlich verändert er den gesamten Blick auf
frühe  Bildung.  Die  erste  Frage  richtet  den  Blick  auf
Technologien. Die zweite richtet ihn auf das Kind. Die erste
fragt nach Werkzeugen. Die zweite nach den Voraussetzungen,
Werkzeuge sinnvoll nutzen zu können.

Damit verschiebt sich auch die Rolle von Kindergarten und
Grundschule.  Ihre  wichtigste  Aufgabe  bestünde  dann  nicht
darin, möglichst viele neue Zukunftsthemen aufzunehmen. Ihre
wichtigste  Aufgabe  wäre  es  vielmehr,  jene  Grundlagen  mit
größtmöglicher Sorgfalt zu entwickeln, auf denen alle späteren
Kompetenzen aufbauen.



Sprache.
Lesen.
Bewegung.
Spiel.
Kreativität.
Selbstregulation.
Empathie.
Urteilskraft.

Gerade weil die Welt immer komplexer wird, gewinnen diese
Grundlagen  an  Bedeutung.  Nicht  trotz  der  Digitalisierung.
Sondern wegen ihr.

Was Kinder zuerst brauchen
Die  Digitalisierung  wird  weiter  voranschreiten.  Künstliche
Intelligenz  wird  leistungsfähiger  werden.  Neue  Technologien
werden entstehen, von denen wir heute noch keine Vorstellung
haben.  Wahrscheinlich  wird  sich  die  digitale  Welt  in  den
kommenden  zwanzig  Jahren  stärker  verändern  als  in  den
vergangenen  zwanzig  Jahren.

Die  Entwicklung  von  Kindern  folgt  jedoch  einem  anderen
Rhythmus:

Kinder  lernen  auch  morgen  sprechen,  indem  sie  mit
anderen Menschen sprechen.
Sie entwickeln Vertrauen durch verlässliche Beziehungen.
Sie lernen denken, indem sie Fragen stellen.
Sie lernen lesen, indem sie lesen.
Sie entwickeln Fantasie im freien Spiel.
Sie  lernen  Verantwortung,  indem  sie  Verantwortung
übernehmen.

Diese  Grundlagen  verändern  sich  nicht  mit  jeder  neuen
Technologie.



Gerade  deshalb  spricht  vieles  dafür,  die  Entwicklung  des
Kindes  zum  Ausgangspunkt  aller  bildungspolitischen
Entscheidungen  zu  machen.  Nicht,  weil  digitale  Kompetenzen
unwichtig wären. Sondern weil sie auf Fähigkeiten aufbauen,
die sehr viel früher entstehen.

Deshalb  lautet  die  wichtigste  bildungspolitische  Frage  der
kommenden Jahre nicht:
Wie bringen wir Kinder möglichst früh mit digitalen Medien in
Berührung?

Sondern:
Wie schaffen wir die Voraussetzungen dafür, dass sie jeder
zukünftigen Technologie als selbstbewusste, urteilsfähige und
verantwortungsvolle Menschen begegnen können?

Der  Bericht  der  Expertenkommission  hat  diese  Diskussion
angestoßen.  Das  ist  sein  Verdienst.  Jetzt  sollte  sie
weitergeführt werden. Nicht entlang der Frage, welche Technik
als Nächstes in Kindergarten oder Grundschule Einzug hält.
Sondern entlang einer viel grundsätzlicheren Frage:

Was braucht ein Kind – bevor wir entscheiden, was es lernen
soll?

Gernot Körner


